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Die andauernde Spendenaffäre der CDU
hat diese, wie für jedermann offensichtlich
ist, in eine schwere Krise gestürzt. Obwohl
sich die Spitzen der Partei – von Berlin bis
Wiesbaden – nachdrücklich um Aufklärung
und Bereinigung bemühen, die Partei ins-
gesamt scheint wie erstarrt oder gelähmt.
Tag für Tag wird nichts mehr als der mor-
gendliche Blick in die Medien gefürchtet,
könnte doch wieder eine neue Schreckens-
oder auch nur (mitunter als solche auf-
gebauschte) Tatarenmeldung über das Fi-
nanzgebaren der CDU Schlagzeile oder Auf-
macher sein. Dies alles dauert nun schon
Wochen an und wird vom politischen Geg-
ner wie von den Medien genüsslich weiter
betrieben und weiter genährt. Naturgemäß
ist die Kritik am Gegenspieler, dessen Fi-
nanzgebaren eingeschlossen, das gute
Recht einer jeden politischen Partei; und
ebenso ist es das gute Recht, ja sicherlich
auch die Aufgabe der Medien, Letzterer vor
allem in ihrer Funktion als Repräsentant ei-
ner für die Demokratie unverzichtbaren kri-
tischen Öffentlichkeit, Missstände mit auf-
zudecken, mit aufzuklären und darüber zu
informieren. 
Vor allem Medienschelte wäre demgemäß
das Unklügste, was von Seiten der CDU
heute unternommen werden könnte. Ande-
rerseits müssen sich die Medien zuneh-
mend, wiederum und gerade in ihrer Funk-

tion als Repräsentant einer demokrati-
schen, kritischen Öffentlichkeit fragen las-
sen, ob es wirklich länger angängig ist, na-
hezu nur noch über die Parteispenden und
das Finanzgebaren der CDU zu berichten
und alles das beiseite zu lassen oder gar zu
verdrängen, was die CDU politisch für das
Land leistet, was sie vor allem auf der Bun-
desebene in der ihr seit 1998 zugefallenen
Oppositionsrolle vertritt, geltend macht und
in die kritische Auseinandersetzung mit der
rot-grünen Koalition einbringt. 
Wenn man vor allem das medienmäßig ver-
mittelte Bild der deutschen Politik heute be-
trachtet, so könnte man leicht den Eindruck
gewinnen, als fände Sachpolitik in Deutsch-
land gar nicht mehr statt. Dies betrifft vor al-
lem natürlich die Berichterstattung über die
CDU, dies betrifft aber ebenso die zum Teil
noch skandalträchtigeren Vorfälle in der
SPD, die sich vor allem mit den Namen
Hombach, Glogowski, Schleußer oder Rau
verbinden. Denn in diesen letzteren Fällen
geht es nicht nur um finanzrechtliche Ver-
stöße gegen das Parteiengesetz, sondern in
diesen Fällen geht es in aller Regel auch um
die persönliche Vorteilsannahme einzelner
Politiker beziehungsweise politischer Funk-
tionsträger allgemein. Natürlich ist dies ein
buchstäblich „gefundenes Fressen“ für vor
allem jenen Bereich unserer Medien, der
sich unter der so gern als angeblich ganz be-
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sonders moralisch qualifizierten Flagge des
so genannten „Investigationsjournalismus“
versammelt. 
Wiederum und um keinen falschen Zweifel
aufkommen zu lassen: Die Medien haben
ihre kritische Funktion, sie haben ihre letzt-
endlich im Demokratieprinzip wurzelnde
Kontrollfunktion gegenüber dem gesamten
politisch-öffentlichen Leben, und sie sind si-
cherlich auch aufgerufen, gegebenenfalls
mit den Mitteln des „Investigationsjournalis-
mus“ dieser öffentlich-kritischen Verant-
wortung gerecht zu werden. 
Andererseits müssen sich die Medien aber
zunehmend auch fragen lassen, ob sie nicht
für jenen eigentümlichen Gesamteindruck
im Lande verantwortlich sind oder doch für
diesen maßgebend Verantwortung mittra-
gen, der sich auf die relativ kurze und bün-
dige Formel bringen lässt: Sachpolitik findet
in Deutschland scheinbar gar nicht mehr
statt. 

Tarnender Nebel

Die rot-grüne Koalition in Berlin, wegen ih-
rer großen politischen Fehler gerade im
Jahre 1999 schwer ins Schlingern geraten,
nutzt die Stunde und ist in ihren politischen
Aktivitäten – um es vorsichtig zu formulie-
ren – äußerst zurückhaltend geworden.
Man vertraut gewissermaßen darauf, dass
der politische Gegner, die CDU, nur noch
mit sich selbst und der eigenen Reinigung
befasst sei, dass die Medien diese Ereignisse
Tag für Tag zur Schlagzeile erheben und
dass damit die eigenen politischen Aktivitä-
ten gleichsam im tarnenden Nebel einer
ganz anders präformierten Medienöffent-
lichkeit verborgen werden können. Eine
Medienöffentlichkeit, die über die gegebe-
nen sachpolitischen Fragen, Probleme und
Auseinandersetzungen im Lande nur noch

am Rande berichtet, wird – sicher ungewollt
– gleichsam zum Bündnispartner und Stabi-
lisator einer Regierungsmehrheit, die ihre
Politik kaum noch öffentlich erklären oder
rechtfertigen muss, die sich zunehmend
mehr in dem sicheren Gefühl wiegen darf,
dass sie eigentlich alles tun kann, was sie
will, ohne dass die Öffentlichkeit hierüber
ausführlicher beziehungsweise kritisch in-
formiert wird. Und wie ein Geschenk des
Himmels fällt dieser Regierungsmehrheit
noch ein politischer Meinungs- beziehungs-
weise Stimmenzuwachs zu, wie sich an den
für die CDU zum Teil schon katastrophalen
Meinungsumfragen widerspiegelt. 

Verstöße reparieren

So erscheint es ganz schlüssig, wenn etwa
Spitzen der rot-grünen Koalition dem Bür-
ger öffentlich immer wieder versichern,
dass die Spendenaffäre der CDU „keine
Staatskrise“ darstelle, dass es sich vielmehr
und nur um ein Problem der CDU selbst han-
dele und dass das Land in den Händen der
rot-grünen Politik bestens aufgehoben sei.
(„Wir machen unsere Arbeit.“)
Es ist sicher richtig, dass die Spendenaffäre
der CDU (und ebenso jene Affären der SPD)
keine „Staatskrise“ ausgelöst haben. Es han-
delt sich unveränderlich und allein um Tat-
bestände eines zum Teil massiven Fehlver-
haltens von politischen Parteien, nament-
lich um Verstöße gegen die finanzrecht-
lichen Vorschriften des Parteiengesetzes;
und diese Verstöße müssen aufgeklärt, müs-
sen repariert werden – gegebenenfalls auch
unter Einschluss der unabhängigen Justiz
und ihrer uneingeschränkt funktionstüchti-
gen Organe. Ein kritisches Wort ist in diesem
Zusammenhang allerdings gegenüber der
ersten Entscheidung des Bundestagsprä-
sidenten zum Rechenschaftsbericht der
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CDU anzumerken. Der Bundestagspräsi-
dent hat der CDU bekanntlich eine „Geld-
strafe“ in Höhe von 41 Millionen D-Mark auf-
erlegt, obwohl das Parteiengesetz in dieser
Frage keineswegs derart definitiv entschie-
den hat. Das Parteiengesetz fordert unbe-
dingte Rechenschaftslegung der Parteien,
und dies mit Recht. Dieser Pflicht ist die CDU
aber durchaus nachgekommen. Der Bericht
war zunächst nur unvollständig beziehungs-
weise fehlerhaft, weil die Kenntnisse über
die hessischen Gelder in der Schweiz noch
nicht bekannt waren. In diesem Sinne un-
vollständige beziehungsweise fehlerhafte
Rechenschaftsberichte sind aber, wie das
Parteiengesetz gerade in seiner Entste-
hungsgeschichte belegt, nicht mit der
schlichten Nichtabgabe eines Rechen-
schaftsberichts gleichzustellen. Es ist bedau-
erlich, dass der Bundestagspräsident dies
nicht beachtet hat. Wenn die CDU gegen die
Entscheidung des Bundestagspräsidenten
klagen wird, so hat sie durchaus gute Erfolgs-
chancen. Was aber noch schwerer wiegt:
Die Wiederherstellung des öffentlichen Ver-
trauens in die Finanzpraxis der politischen
Parteien insgesamt ist durch eine solche
fragwürdige Entscheidung keineswegs ge-
fördert, sondern eher beschädigt worden.

Politikkrise

Ganz unabhängig hiervon ist aber eines mit
Sicherheit festzuhalten: Es liegt keine
„Staatskrise“ vor, es liegt andererseits aber
durchaus und unbestreitbar eine Politik-
krise vor – Politikkrise in dem Sinne, dass
der Bürger zunehmend den Eindruck ge-
winnen muss, dass Sachpolitik in Deutsch-
land kaum noch stattfindet, dass sich „Poli-
tik“ zunehmend auf innerparteiliche Pro-
bleme reduziert; ein Eindruck oder eine Be-
obachtung wiederum, die durch die ge-

schilderte Informationspolitik der Medien
Tag für Tag mehr erweckt oder bestärkt
wird. Auch die Parteien selbst, namentlich
die CDU, tragen zu diesem Eindruck aller-
dings nicht unmaßgeblich bei. Wenn die
politische Lähmung, die die CDU leider zu-
nehmend ergriffen hat, sich nur noch oder
doch hauptsächlich darin widerspiegelt,
dass man auch nach außen den Eindruck
erweckt, man sei nur noch mit sich selbst
und der eigenen Korrektur innerpartei-
licher Fehlentwicklungen befasst, wenn
man, zumeist ebenso undifferenziert oder
von Einzelnen auch mit durchschaubarem
Eigeninteresse so artikuliert, nur noch da-
von spricht, dass sich „die Partei erneuern“
müsse, dass bestimmte „Personalentschei-
dungen getroffen werden müssten“, so trägt
dies nicht nur zum vorstehend skizzierten
Öffentlichkeitsbild bei, sondern dies er-
weckt zunehmend auch den Eindruck, als
ob die CDU als große politische Kraft, als
maßgebende Volkspartei der bürgerlichen
Mitte nicht mehr funktions- oder handlungs-
fähig sei. 

Attraktive Programme

Wie falsch ist indessen dieser Eindruck! Die
CDU besteht unverändert fort. Ihre politi-
sche Programmatik ist unverändert klar
und, wie namentlich die vielen Wahlen im
Jahre 1999 bewiesen haben, für den Wäh-
ler auch außerordentlich attraktiv. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat bis
zum Aufdecken jener Spendenaffäre in Ber-
lin eine Oppositionspolitik betrieben, die
vom Bürger außerordentlich honoriert wor-
den ist, die die Schwächen der rot-grünen
Koalition massiv offen gelegt hat und die
auch die eigenen Mitglieder politisch mobi-
lisiert hat. Die rund 650 000 Mitglieder der
CDU stehen nach wie vor zu ihrer Partei, wie
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sich vor allem an der verschwindend gering
zu nennenden Zahl jener offenbart, die der
Partei in den letzten Wochen durch Austritt
den Rücken gekehrt haben. Die CDU be-
steht, und sie ist nach wie vor in jeder Hin-
sicht politisch vital, verfügt also auch über
alle Voraussetzungen, unverändert ein
maßgebender politischer Gestaltungsfak-
tor in Deutschland zu sein und zu bleiben.
Eines der großen Erfolgsgeheimnisse der
Bundesrepublik Deutschland und ihrer ers-
ten stabilen Demokratie auf deutschem Bo-
den liegt bekanntlich in der Schaffung und
Existenz großer Volksparteien. 
Wo die SPD den Weg zu einer solchen Volks-
partei erst relativ spät, das heißt erst über ihr
Godesberger Programm, geschafft hat, dort
ist die CDU dies von Anfang an, seit den Ta-
gen Konrad Adenauers gewesen. Die CDU
ist unverändert die maßgebende Partei der
politischen Mitte, und sie wird dies auch
bleiben. Jeder, der heute so verzagt oder re-
signiert auf die Skandalmeldungen der
Presse oder in der Furcht vor neuen Enthül-
lungen auf Pressekonferenzen oder Ähn-
lichem der Partei in eigener Sache starrt,
muss im Grunde nur eines – wieder – begrei-
fen: Es ist unbestreitbar, dass Teile der Par-
tei schwere Fehler begangen haben. Die
Verantwortung hierfür muss getragen wer-
den; und dies geschieht bekanntlich auch.
Die Partei braucht keine Personal-, sondern
allein eine Strukturdebatte, die dort repa-
riert und erneuert, wo, wie vor allem im fi-
nanziellen Bereich, Fehlerquellen und Un-
verantwortlichkeiten entstanden sind.

Führungskraft bewahren

Eben dies ist eingeleitet, und eben dies wird
mit Sicherheit erfolgreich bestanden wer-
den. So notwendig dies alles ist, die Haupt-
aufgabe und Hauptverantwortung der CDU

liegt aber nicht in der Befassung allein mit
sich selbst. Die Hauptverantwortung gerade
einer so großen Volkspartei wie der CDU
liegt darin, effektive Führungskraft im Sys-
tem unserer repräsentativen Demokratie zu
sein, dem Bürger politische Orientierung
und politische Konzeptionen anzubieten,
wenn in der Opposition stehend, dann er-
folgreiche Oppositionspolitik im Sinne ei-
ner überzeugenderen Alternative zur regie-
renden Mehrheit zu machen und damit dem
verfassungsrechtlichen Grundauftrag so-
wie der verfassungsrechtlichen Grundlegi-
timation unserer parteienstaatlichen Demo-
kratie gerecht zu werden. Eine Partei, die
den Anschein erweckt, als beschäftige sie
sich nur noch mit sich selbst, gerät in die Ge-
fahr, diesen verfassungsrechtlichen Gene-
ralauftrag zu vernachlässigen; und wenn
eine Partei dieser Gefahr erliegt, so stellt sie
sich letztendlich selbst infrage. Im Gegen-
teil, gerade in der ebenso aktiven wie durch-
aus erfolgreichen Aufarbeitung ihrer heuti-
gen Finanzprobleme kann die CDU nicht
nur ihre eigene Kraft zur Selbstreinigung,
sondern auch ihre politische Vitalität ins-
gesamt beweisen. Die CDU braucht sich
buchstäblich nicht zu verstecken. Im Einge-
ständnis der begangenen Fehler kann und
muss sie durchaus erhobenen Hauptes vor
den Bürger treten und ihre grundlegende
politische Gestaltungskraft für das Land ins-
gesamt beweisen. 
Sie muss schleunigst aus dem politischen
Windschatten heraus, in den sie inzwischen
geraten ist, in den sie auch manches über-
zogene Medienecho leider gedrängt hat.
Rundfunk, Fernsehen und Presse verfügen
in unserer heutigen Mediendemokratie
über enorm viel Macht; dies weiß jeder. An-
dererseits sind die Medien keine politischen
Gestaltungskräfte, sie repräsentieren nicht
mehr als die kritische und informierende
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politische Öffentlichkeit. Dies ist ihr Auftrag
– nicht mehr und nicht weniger. 

Medien ohne Gestaltungsmandat

Wenn die in der Demokratie maßgebenden
politischen Gestaltungskräfte, also die poli-
tischen Parteien, aber den eigenen Gestal-
tungsauftrag und seine Vermittlung ver-
nachlässigen, so wächst den Medien in der
Tat auch ein – scheinbar eigenes – Gestal-
tungsmandat zu. Plötzlich sind sie es, und
dies ist die Situation heute, die die politi-
schen Themen nicht nur recherchieren,
darüber informieren und diese kommentie-
ren, sondern die auch die entscheidenden
inhaltlichen Prioritäten zu setzen beginnen.
Dies ist indessen nicht das Mandat der Me-
dien, dies ist ausschließlich das Mandat der
demokratisch gewählten Funktionsträger
im Lande, also namentlich das der politi-
schen Parteien. Hierauf muss sich die CDU
schleunigst wieder besinnen. Sie muss ihre
Energien mit Nachdruck darauf verwen-
den, wieder sachpolitische Themen in den
Vordergrund zu rücken, die eigene Pro-
grammatik und die eigenen Konzepte wirk-
sam in die Öffentlichkeit zu tragen und die
Auseinandersetzung mit dem politischen
Gegner wieder auf sachpolitischem Feld
mit Kraft und Nachdruck zu führen. Gelingt
dies, so werden auch die Medien sehr rasch
wieder reagieren, werden auch die sach-
politischen Themen wieder die mediale
Rolle spielen, die ihnen eigentlich und maß-
gebend gebührt.
Von der Steuerreform über die Gesundheits-
bis zur Rentenreform, von der Arbeitsmarkt-
politik bis zur Energiepolitik – die Themen,
die für unser Land heute von buchstäblich
existenzieller Bedeutung sind, liegen auf
dem Tisch und fordern zukunftsfähige poli-
tische Antworten. Die CDU verfügt über

diese Antworten. Sie hat schon in der letz-
ten Legislaturperiode wirklich zukunftsfähi-
ge Konzepte zur Steuerreform entwickelt;
gescheitert ist sie bei deren Umsetzung le-
diglich an der Lafontaineschen Blockade-
politik, und die Ansätze der jetzigen Bun-
desregierung sind noch längst nicht brauch-
bar oder gar zukunftssichernd. 

Existenzielle Anforderungen

Die CDU ist die erste politische Kraft im
Lande gewesen, die die vor allem demogra-
phisch begründeten Probleme unserer Al-
terssicherung erkannt und reformpolitisch
aufgenommen hat; Rot-Grün hat in dieser
Frage bisher nur versagt. Das Gleiche gilt für
die Gesundheitsreform. In der Energiepoli-
tik verspielt Rot-Grün ein Stück wirtschaftli-
cher Zukunft des Landes über die unverant-
wortlichen Spielereien zum angeblich not-
wendigen Ausstieg aus der Kernenergie.
Das Gleiche gilt für die verantwortungs-
losen Experimente mit der so genannten
„Öko-Steuer“. Das Gleiche gilt unverändert
für die abenteuerliche Arbeitsmarktpolitik
mit dem so genannten „630-DM-Gesetz“. 
In der Außen-, Europa- und Sicherheitspoli-
tik dilettiert die rot-grüne Koalition vor sich
hin, verspielt zunehmend mehr den inter-
nationalen Kredit, den sich Deutschland
vor allem unter Helmut Kohl erworben hat.
Die zentralen Themen und grundlegenden
Herausforderungen für unser Land liegen
also auf der Hand. Diese Herausforderun-
gen müssen wieder angenommen werden.
Die Auseinandersetzung mit dem politi-
schen Gegner muss endlich wieder offensiv
geführt werden, die miteinander streiten-
den politischen Konzepte müssen auch von
der Öffentlichkeit wieder als solche wahr-
genommen und bewertet werden. Mit ei-
nem Wort: Unser Land braucht wieder eine

19

Die
politische
Meinung

365 15-20 Scholz  23.03.2000 15:54 Uhr  Seite 19



auch öffentlich wirksame, streitbare Demo-
kratie. Nebenkriegsschauplätze gehören
endlich wieder dahin, wo sie hingehören –
nämlich heraus aus dem nebulösen Zen-
trum, in das sie vor allem die veröffentlichte
Meinung gerückt hat. 

Notwendige Opposition

Die CDU darf es nicht länger zulassen, dass
etwa jenes zugespitzte Resümee „Deutsch-
land ohne Opposition“ (Die Welt vom 9. Fe-
bruar 2000) tatsächlich politische Realität
wird. Die CDU darf die eigenen innerpartei-
lichen Probleme nicht leugnen, sie muss
diese lösen und die Wege finden, dass sich
solche Affären nicht wiederholen können. 
Aber dies ist nur die eine Seite der Medaille,
die andere Seite ist der unveränderte Grund-
auftrag der großen Volkspartei CDU, politi-
sche (Oppositions-)Kraft zu sein, dem Bür-
ger politisch-inhaltliche Alternativen zur
heutigen Regierungsmehrheit zu offerieren
und damit wieder kraftvoller Partner wie

Kontrahent in der streitbaren Demokratie
zu sein. Dies alles bedingt Mut, Entschlos-
senheit und vor allem innerparteiliche Ge-
schlossenheit. Es ist kein Zufall, dass Demo-
skopen unseren politischen Parteien immer
wieder bestätigen, dass sich die Akzeptanz,
Überzeugungskraft und Glaubwürdigkeit
einer Partei beim Bürger vor allem nach der
Geschlossenheit bemessen, die eine Partei
nach außen präsentiert. Denn so, wie der
Bürger auch um politische Fehler und Män-
gel innerhalb der Parteien und ihrer Funk-
tionsträger weiß, so empfindet er auch, wie
sehr er auf geschlossene politische Parteien
und deren Orientierungs- wie Führungskraft
angewiesen ist. 
Deshalb fragt der Bürger vor allem bei poli-
tischen Wahlen danach, wie geschlossen
und gerade deshalb glaubwürdig, weil füh-
rungs- und orientierungsfähig eine politi-
sche Partei ist, der ich meine Stimme geben
kann und gegebenenfalls auch geben will.
Dies zu erkennen und zu beherzigen ist die
Aufgabe der Stunde für die CDU!
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Hierarchie der Bequemlichkeit

„Die Aktion ,Reisen mit der WestLB‘ hat nach Lage der Dinge nur den Zweck gehabt,
den Vorgang des Reisens mit dem Privatflugzeug vor der Öffentlichkeit verborgen zu
halten. Durch die Verrechnung der Kosten mit dem Gewinnanteil des Landes waren
die Flüge nicht sichtbar und wurden so sogar der Kontrolle des Rechnungshofs entzo-
gen. Bei Publizität der Flüge wäre nämlich eventuell die Frage gestellt worden, für wel-
che Anlässe und für welche ministerielle Zeitersparnis eigentlich wie viel Geld aus-
gegeben wurde. Subjektiv ist das Verhalten der Mitglieder der Landesregierung, zum
Beispiel eines Finanzministers oder eines Ministerpräsidenten, nachzuvollziehen. Sie
sehen, dass der Vorstandsvorsitzende ihrer ,Tochter‘ die Landesaufgaben erfüllt und
dazu intensiv Privatflugzeuge nutzt, die Kapitalgeber, die Aufsichtführenden und ,Her-
ren‘ der Bank und des Muttergemeinwesens Land auf weniger zeitökonomische Lini-
enflüge angewiesen sind. Das widerspricht gleichsam einer angenommenen Hie-
rarchie der Bequemlichkeit.“

(Wolfgang Löwer am 13. März 2000 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung)
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